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Kantone als
Krankenversicherer
Gastkommentar
von TOMAS POLEDNA

Der Rollenkonflikt der Kantone in der Gesundheitspolitik wird
häufig und bis heute recht erfolglos beklagt. Das Bemühen der
Kantone Luzern und Zürich, die Abgrenzung der medizinischen
Leistungen zwischen ambulant und stationär grundsätzlich zu
regeln, ist ein weiteres Beispiel kantonaler Interessenkollisionen.

Nach aussen geht es um Kostenersparnis. Teure und unnötige
stationäre Leistungen sollen durch ambulante ersetzt werden. Die-
sem Anliegen kann sich niemand verwehren. Der Blick hinter die
Kulissen offenbart jedoch die Problematik der kantonalen Vor-
stösse: Für stationäre Leistungen muss der Kanton 55 Prozent der
Kosten übernehmen, 45 Prozent tragen die Krankenkassen. Die
Kantone sind somit nicht nur Träger der Spitäler (sei es direkt als
Teil der kantonalen Verwaltung, sei es über kantonale Anstalten
oder vom Kanton gehaltene Aktiengesellschaften indirekt) und
Tarifregulierer. Sie werden mit der Spitalfinanzierung in die Rolle
von Versicherern gedrängt.

Und hier fangen die Anreize an: Bei den ambulanten Leistun-
gen fehlt der kantonale Anteil; die gesamten Kosten entsprechen-
der Eingriffe sind von den Versicherern zu tragen. Damit verlagert
sich die vordergründig volkswirtschaftlich sinnvolle Kosteneinspa-
rung im ambulanten Bereich von der Gesundheitspolitik in den
Bereich der kantonalen Finanzpolitik.

Die Kantone haben ein unmittelbares finanzielles Interesse,
möglichst viele stationäre Leistungen in den ambulanten Bereich
zu verlagern. Dies umso mehr, als die Leistungen auch nach der
Verlagerung zumeist im Spital erbracht werden, nur in dessen
Ambulatorium.

Die grösste Mengenausweitung im ambulanten Bereich der
letzten Jahre fand nämlich an den Spitälern statt. Mit der kantona-
len Steuerung wird sich diese Tendenz deutlich verstärken, zulas-

ten privater ärztlicher Ambulatorien. Diese spüren die diesbezüg-
liche Expansion der Spitäler in den Stadtzentren bereits deutlich.

Das Vorhaben ist nicht nur gesundheitspolitisch fragwürdig, es
ist auch rechtlich höchst problematisch. Das Krankenversiche-
rungsgesetz kennt das Versicherungsobligatorium. Als Gegen-
stück gibt es den Versicherten den Anspruch auf rechtsgleiche Be-
handlung und Zugang zu einem Pflichtleistungskatalog, unabhän-
gig von Wohnort und Versicherer.

Eine medizinische Leistung wird entschädigt, wenn sie sich als
wirksam, zweckmässig und wirtschaftlich erweist. Die entspre-
chende Kontrolle führen die Versicherer. Ob eine Leistung statio-
när oder ambulant zu erbringen ist, wird in diesem Rahmen be-
urteilt; es gibt hierzu eine differenzierte Rechtsprechung des Bun-
desgerichts.

Der kantonale Vorstoss bricht in diese Ordnung ein und setzt
die Entscheidungen desGesetzes ausser Kraft.Wie wird künftig zu
urteilen sein, wenn ein Versicherer eine stationäre Behandlung als
angebracht betrachtet, die kantonale Liste dies jedoch aus-
schliesst? Wie ist der Fall zu beurteilen, wenn ein Zürcher sich für
eine im Kanton Zürich im Rahmen der stationären Versorgung
versperrte Leistung in den Kanton St. Gallen begibt und sich auf
die gesetzlich verankerte Freizügigkeit im stationären Bereich be-
ruft? Muss der Kanton Zürich dann seinen Kostenanteil überneh-
men, wie im Gesetz vorgesehen? Wie steht es mit dem Anspruch
auf Gleichbehandlung, wenn die gleiche Leistung in einigen Kan-
tonen nicht mehr stationär erbracht werden darf?

Berechtigte Anliegen zur Eindämmung der Kosten in der Ge-
sundheitsversorgung sind zu hören, umzusetzen sind sie jedoch von
neutralen Akteuren und in rechtsstaatlich einwandfreier Weise.
Dass die Kantone nun in diese Ordnung einbrechen, ist im besten
Fall politisch verständlich, setzt jedoch die gesetzgeberischen
Wertentscheidungen ausser Kraft.

Tomas Poledna ist Rechtsanwalt und Titularprofessor für Staats- und
Verwaltungsrecht an der Universität Zürich.
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International: Peter Rásonyi, Andreas Rüesch, Andres
Wysling, Werner J. Marti, Beat Bumbacher, Stefan Reis
Schweizer, Nicole Anliker, Nina Belz, Marie-Astrid Langer,
Christian Weisflog, Daniel Steinvorth

Schweiz: Michael Schoenenberger, Helmut Stalder, Marcel
Gyr, Paul Schneeberger, Claudia Baer, Jörg Krummenacher,
Simon Gemperli, Daniel Gerny, Frank Sieber, Marcel Amrein,
Erich Aschwanden, Marc Tribelhorn, Simon Hehli
Bundeshaus: Heidi Gmür, Christof Forster, Jan Flückiger,
Valerie Zaslawski
Bundesgericht: Katharina Fontana
Wirtschaft / Börse: Peter A. Fischer, Werner Enz, Ermes
Gallarotti, Sergio Aiolfi, Thomas Fuster, Christin Severin, Nicole
Rütti Ruzicic, Andrea Martel Fus, Claudia Aebersold Szalay,
Giorgio V. Müller, Michael Ferber, Lucie Paška, Hansueli Schöchli,
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Stimmrecht
für Auslandschweizer

Walter Hunziker verlangt in seinem
Leserbrief (NZZ 21. 6. 17) die Einfüh-
rung eines zusätzlichen Kantons für die
Auslandschweizer, mit entsprechenden
Mandaten für den National- und den
Ständerat. Diese Idee ist entschieden
zurückzuweisen. Ich bin sogar ganz
gegen die Stimmrechte in der Schweiz
für die Auslandschweizer. Dies mit Aus-
nahme fürAuslandschweizer ohneDop-
pelbürgerrecht. Doppelbürgern sogar
noch zusätzliche Mandate zuzugeste-
hen, ist völlig absurd. Kein Bürger
irgendeines Kantons, welcher in einem
anderen Kanton Wohnsitz hat, kann im
Bürgerrechtskanton und im Wohnsitz-
kanton seine Stimme abgeben. Wieso
dies den Schweizern im Ausland zuge-
standen wird, ist höchst unverständlich.
Ihnen sogar noch spezielle Ratsmandate
für den Bund zuzugestehen, geht ent-
schieden zu weit. Gegenteilige Bestre-
bungen sollten unternommen werden:
Abschaffung des Stimmrechtes für
Schweizer im Ausland, welche dort als
Doppelbürger leben.

Max Rudolf Koch, Emmenbrücke

DieAuslandschweizer hätten «weder im
Ständerat noch im Nationalrat einen
Vertreter», schreibt Walter R. Hunziker
in seinemLeserbrief in derNZZvom21.
Juni. Übersehen hat er dabei den in Ber-
lin wohnhaften SP-Nationalrat TimGul-
dimann, der 2015 von den Zürcherinnen
und Zürchern in den Nationalrat ge-
wählt worden ist.

Adrian Knoepfli, Zürich

Zuwanderungssteuer
wäre kontraproduktiv
In einem in derNZZvom1. Juni 2017 er-
schienenen Interview äusserte sich Prof.
Thomas Straubhaar grundsätzlich posi-
tiv zu den Auswirkungen der Personen-
freizügigkeit auf den schweizerischen
Wohlstand. Seine Professorenkollegen
Reiner Eichenberger und David Stadel-
mann kritisieren ihn deshalb hart (NZZ
14. 6. 17). Für die beiden ist klar, dass seit
Inkrafttreten des Freizügigkeitsabkom-
mens vor 15 Jahren praktisch alle negati-
ven und als negativ empfundenen Ent-
wicklungen der Schweiz auf die hohe
Zuwanderung zurückzuführen sind. Sie
empfehlen daher, von allen Neuzuwan-
derern während bis zu 5 Jahren eine ein-

kommensunabhängige Abgabe von bis
zu 15 Franken pro Tag zu erheben, d. h.
einen Betrag, der sich für eine zuwan-
dernde vierköpfige Familie auf über
100 000 Franken aufsummieren kann.
Eine solche Zuwanderersteuer würde
die Zuwanderung zwar sicher senken,
hätte aber ebenso sicher zur Folge, dass
weniger Ausländer wieder auswandern
würden, da sie befürchten müssten, bei
einer Rückkehr die Zuwanderungssteu-
er erneut bezahlen zu müssen. Da die
Zuwanderung zurzeit rückläufig ist, die
Auswanderung dagegen tendenziell
steigt, könnte die Zuwanderungssteuer
daher statt zu einer Abnahme zu einer
Zunahme der Nettoeinwanderung füh-
ren. Sie wäre kontraproduktiv.

Hermann Engler, Oberentfelden

Lösungen statt
Schuldzuweisungen
Dass Alkohol nicht nur in der Gesell-
schaft, sondern auch bei der Hausärzte-
schaft ein Tabuthema ist, hängt wesent-
lich mit dem stigmatisierenden Umgang
mit denjenigen, die übermässig trinken,
zusammen («Der Alkohol wird mit
Schweigen quittiert», NZZ 22. 6. 17).
Seit 2014 arbeitet eine Gruppe von Ver-
tretungen der Hausärzteschaft (Kolle-
gium für Hausarztmedizin) und ver-
schiedener Suchtfachstellen amwegwei-
senden Fortbildungsprogramm «Moti-
vierende Kurzintervention für die Ärz-
teschaft», welches vom BAG mitfinan-
ziert wird. Der springende Punkt bei
diesem Programm ist, dass sichArzt und
Patient auf Augenhöhe begegnen und
der Patient selbst entscheiden kann, ob
und in welchem Masse er seinen über-
mässigen Alkoholkonsum thematisie-
ren und angehen möchte. Dabei geht es
eben gerade nicht darum, einen Patien-
ten «in eine Therapie zu drängen», son-
dern ihn in seiner (häufig) ambivalenten
Haltung zu unterstützen. Damit wird
das schambesetzte und paternalistischer
Prägung geschuldete Paradigma des
Arztes als Autoritätsperson, der den
Patienten vom «richtigen» Weg über-
zeugen soll, durchbrochen.

Die Erfahrung aus dem Praxisalltag
zeigt, dass das Thema Alkohol damit
viel von seiner «Schwere» verliert und in
kurzer Zeit erhebliche Fortschritte er-
reicht werden können. Erwähnenswert
ist dabei sicherlich auch, dass die Wirk-
samkeit und Kosteneffektivität der Me-
thode der Kurzintervention im ambu-
lanten Bereich in mehreren internatio-
nalen Studien belegt werden konnte.
Die Methode ist noch dazu mit gerin-
gem Aufwand verbunden und benötigt
in der Regel nicht länger als fünf bis
zehn Minuten pro Konsultation.

Domenic Schnoz, Zürich
Stellenleiter Zürcher Fachstelle zur

Prävention des Alkohol- und
Medikamenten-Missbrauchs (Züfam)

Erstaunt haben wir den Beitrag über
den Umgang von Hausärzten mit alko-
holabhängigen Patienten gelesen. Be-
reits vor einem Jahr haben wir ein inter-
disziplinäres Projekt betreffend Früh-
erfassung von problematischem Alko-
holkonsum bei Patienten in der Haus-
arztpraxis gestartet. Dabei kann der
Hausarzt unkompliziert aus der Sprech-
stunde heraus für die Betroffenen einen
ersten Kontakt mit den Suchtberatern
des Blauen Kreuzes beider Basel erstel-
len. Im Wissen, dass Besuche auf einer
Suchtberatungsstelle häufig stigmatisie-
rend erlebt werden, wird deshalb als
Erstkontakt ein Termin in der Hausarzt-

praxis angeboten. – Auch wir wissen,
dass Hausärzten das Ansprechen bei
Verdacht auf problematischen Alkohol-
konsum bei ihren jahrelang betreuten
Patienten bisweilen schwerfällt. Aber
wir hüten uns, die Ursache für den kor-
rekt beschriebenen Missstand einseitig
den Hausärzten zuzuschreiben. Deren
Tätigkeit ist äusserst vielschichtig und
komplex. Problematischer Alkoholkon-
sum ist nur eines von vielen Problemen.
Daher bieten wir unseren Netzärzten
Weiterbildungskurse an, um sie beim
Umgang mit den betroffenen Patienten
zu stärken – unterWahrung desVertrau-
ensverhältnisses zwischen Arzt und Pa-
tient. Zudem werden Qualitätszirkel
zwischen Netzärzten und Suchtberaten-
den organisiert, um zum Wohle des
Patienten optimale Behandlungsmög-
lichkeiten zu schaffen.

Wir sind überzeugt, dass unser ge-
meinsames Vorgehen viel erfolgverspre-
chender ist als der Ansatz der zitierten
Fachleute. Es ist nicht zielführend, ledig-
lich eine bessere Aus- und Weiterbil-
dung zu fordern. Das Problem muss ge-
meinsam und interprofessionell mit den
Hausärzten angegangen werden.

Unser erfolgreiches Projekt konnten
wir den Teilnehmenden am diesjährigen
Nationalen Symposium des Forum Ma-
naged Care präsentieren. Leider scheint
man in Zürich auch in Fachkreisen noch
nichts davon gehört zu haben. Dabei
böte der Blick über denTellerrand inter-
essante Perspektiven. Die im Artikel
zitierten Fachleute können sich gerne
bei den innovativen Fachpersonen in der
Region Basel über konstruktive Lö-
sungsmöglichkeiten einer der grössten
sozialmedizinischen Herausforderun-
gen informieren. Lösungen sind gefragt,
nicht gegenseitige Schuldzuweisungen!

Dieter Huber, Geschäftsführer
Blaues Kreuz beider Basel

Florian Suter, Geschäftsführer
Ärztenetz Nordwest

Zu späte Einsicht
Auch politisch nicht ganz unbedarfte
Bürger werden immer wieder von neu-
em überrascht, wie wendig sich manche
Politiker und Magistraten gebärden
können. So bekämpfte Energieministe-
rin Leuthard jüngst einen ihr nicht ge-
nehmen Vorstoss zur Unterstützung der
unwirtschaftlich gewordenen Wasser-
kraft im Parlament mit der hehren Er-
kenntnis, da bedürfe es erst einer ver-
tieften Lageanalyse über die Notwen-
digkeit und die Konsequenzen einer sol-
chen Massnahme sowie einer Vernehm-
lassung. Leider kommt diese Einsicht
einige Jahre zu spät, hatte man diese
doch im Jahre 2011 so schmerzlich ver-
misst, als die gleiche Energieministerin
mit einem ideologisch und wahltaktisch
motivierten Schnellschuss ohne jegliche
faktenbasierte Unterlagen über dessen
Folgen den Atomausstieg proklamiert
und die unsägliche Subventionswirt-
schaft für die erneuerbaren Energie-
formen forciert hatte. So können nun die
Fehlentscheide nur noch mit punktuel-
len Ad-hoc-Entscheiden des Parlaments
halbwegs korrigiert werden. Das mag
man zu Recht bedauern, da dadurch
keine professionell vorbereitete, ganz-
heitliche Gesetzgebung erfolgt («Zu-
rück an den Absender», Gastkommen-
tar von Kathrin Föhse, NZZ 14. 6. 17).
Mit dem Entscheid im Jahre 2011 hat
man sich aber so weit von einer kohä-
renten und widerspruchsfreien Energie-
und Umweltpolitik entfernt, dass eine
grundlegende Umkehr zu einer seriösen
Gesetzgebung kaum mehr möglich ist.

Jürg Marti, Reinach (BL)
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